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Der Gemeinderat lehnt die Deponie ab
Nach demöffentlichen Infoanlass vonCargo Sous Terrain Anfang Jahr äussert sich der Rat erstmals zumProjekt.

Noël Binetti

Zum ersten Mal seit Bekannt-
werden der Pläne von Cargo
Sous Terrain (CST) in Dulliken
äussert sich der Gemeinderat
über das Projekt. Im Rahmen
der geplanten Anpassung des
kantonalenRichtplans führte er
«eine intensive Diskussion»,
was die Haltung der Gemeinde
bezüglichderBauvorhabenvon
CST auf dem Gemeindegebiet
betrifft.Dashält derRat in einer
Mitteilung zu seiner jüngsten
Sitzung dieseWoche fest.

«Zum geplanten Zwischen-
angriff für den Tunnelbau im
Gebiet der heutigen Kiesgrube
Hard hat der Gemeinderat kei-
ne grundsätzlichen Vorbehal-
te», äussert er sichallgemein. In
der Anhörungsantwort gegen-
über dem Kanton hält der Ge-
meinderat jedochdiversePunk-
te fest, «welche in den anste-
hendenPlanungsschritten rasch
geklärt und präzisiert werden
müssen».

Diesbetreffeunter anderem
die Bereinigung vonmöglichen
Zielkonfliktenmit aktuellenund
geplanten Vorhaben der Ge-
meinde im Kiesabbau oder die
rascheKonkretisierungder tem-
porärenoderdauerhaftenBean-
spruchungvonKulturlanddurch
das CST-Projekt.

RatnimmtBedenken
Betroffenerernst
«Deutlich kritischer ist dasMei-
nungsbild desDulliker Gemein-
derats bezüglich der geplanten
DeponiefürTunnelausbruchma-
terial imGebiet Rütitäli», heisst
es weiter. Die an einem Infoan-
lass vorgestelltenPlänevonCST
sehen vor, dass ein Förderband
denAushubentlangvonWiesen
und Waldgebiet dorthin ver-
frachtet: vom Zugriffsstollen
übereineStreckevonetwasmehr
als einem Kilometer und im
Zweischichtbetrieb. Die Topo-
grafie des Tälis, das heute land-
wirtschaftlich genutzt wird und
als Naherholungsgebiet dient,
würde grundlegendverändert.

Bedenken, die von der be-
troffenen Bevölkerung geäus-
sert wurden, scheint der Ge-

meinderat in seinem Entscheid
Rechnungzu tragen.Er schreibt:
«AufBasisderaktuell vorliegen-
denPlanungenund Informatio-
nen lehnt derDullikerGemein-
derat die Realisierung der De-
ponie ab.» In diese ablehnende
Haltung seienauchkritischeVo-
teneingeflossen,welchevonder
Bevölkerunganlässlichdes Info-
anlasses zum CST-Projekt An-
fang Jahr geäussert wurden.

Im Anschluss an die Ge-
meinde-Anhörung werde sich
dieBevölkerung imRahmender
öffentlichenAuflagezurgeplan-
ten Richtplan-Anpassung auch
nochzudenCST-Vorhabenäus-
sern können: «Die öffentliche
Auflage findet gemäss aktuel-
lem Kenntnisstand im zweiten
oder dritten Quartal 2024
statt.» Der Gemeinderat werde
die Bevölkerung informieren,
sobald die Details zur öffentli-
chenAuflagedesRichtplansvor-
liegen.

«Froh,dassGemeinderat
sichaufgeschlossenzeigt»
Klaus Juch führte bereits durch
denerwähnten Infoanlass inder
Mehrzweckhalle.DerStarrkirch-
Wiler ist Bereichsleiter Technik
und Bau sowieMitglied der Ge-
schäftsleitungvonCST.Gefragt,
wiedie Initiantendiekommuni-

zierte Haltung des Gemeinde-
rats interpretieren, sagt Juch
gegenüber dieser Zeitung: «Wir
fassendasalsgrundsätzlicheZu-
stimmung zum Projekt auf. Ins-
besondere was die baulichen
Massnahmen betrifft, sind wir
froh, dass derGemeinderat sich
aufgeschlossen zeigt.»

Manbefindesichnoch inder
frühen Planung. «Es ist klar,
dass es jetzt weitere Abstim-
mungen braucht», anerkennt
Juch denWunsch des Rates auf
rasche Präzisierungen.

Was die Ablehnung des Ra-
tes der Deponie im Rütitäli an-
geht, erklärt Klaus Juch: «Wir
haben imVorfeld auchStandor-
te inRothrist undWalterswil ge-
prüft.DochdieErschliessung ist
dort unserer Meinung nach un-
genügend.» Man lege Wert
darauf, den Abtransport von
Aushubmaterial per Lastwagen
zu minimieren. Juch hält fest:
«Wirmöchtenweiterhin zusam-
menmit derGemeinde undder
betroffenen Bevölkerung Ge-
spräche darüber führen, wie
eine sinnvolleDeponie imRüti-
täli gestaltet werden kann.»

Die Basis für eine positive
Diskussion hält Juch für gege-
ben. Er selber nutze das betrof-
fene Gebiet zur Naherholung
und sei interessiert daran, eine
gute Lösung zu finden. «Mir ist
aber bewusst, dass eine solche
Deponie Veränderung mit sich
bringt.» Trotzdem soll geprüft
werden, wie die Deponie auf
langeSicht einenMehrwertdar-
stellen könne.

DieAntwortdesRateswerde
nun an den Kanton gereicht.
«DanachwerdenalleBeteiligten
dieSachlagereflektieren.Bezüg-
lichDeponie dürfte insbesonde-
re auchderKanton ein Interesse
daran haben, dass mit dieser
knappen Ressource sorgfältig
umgegangenwird», sagt Juch.

Für das erste Teilstück von
Cargo Sous Terrain, das von
Härkingenbis ZürichFlughafen
führen soll, plant CST neben
der Deponie in Dulliken eine
weitere im Gebiet Urdorf/Bir-
mensdorf ZH.DerRest soll auf
bestehende Deponien verteilt
werden.

Kommentar

Kein roter Teppich für die Deponie
Während die Ressourcen auf
demPlaneten zurNeige gehen,
plant die Schweiz ein unterirdi-
sches System für Rund-um-
die-Uhr-Logistik. Nochmuss
sich das Projekt vonCargo
Sous Terrainwenig Kritik
gefallen lassen: Viele können
offenbar der Idee, dass Teile
des Schweizer Güterverkehrs
imUntergrund verschwinden,
auf Anhieb etwas abgewinnen.

Umsomutiger ist der Ent-
scheid desDulliker Gemeinde-
rats, der vonCargo Sous Ter-
rain imRütitäli vorgesehenen
Deponie in diesem frühen
Planungsstadium eine Abfuhr
zu erteilen. Er scheint die
Anliegen der betroffenen
Bevölkerung und jene der
Umwelt ernst zu nehmen.
Auch die Initianten geben

sich bislang dialogbereit.
Dennoch dürfte von diesem
Megaprojekt, das von einem
Gros der SchweizerWirtschaft
getragen ist, schon baldDruck
ausgehen.

Dass der Rat in diesem frühen
Planungsstadiumnicht ein-
knickt, ist richtig. Er verzichtet
darauf, demVorhaben, das
auch den gesetzgeberischen
Support des Bundesrats ge-
niesst, voreilig den roten
Teppich auszurollen. Denn bis
heutewurden neben den
erwartbaren Emissionen
infolge der jahrelangen Baue-
rei keinemöglichenVorteile
aufgezeigt, die fürDulliken
herausspringen könnten.

Mit seiner zurückhaltenden
Zustimmung zumProjekt und

zum Installationsplatz für
den Tunnelbau scheint der
Gemeinderat eine Strategie
des goldenenMittelwegs zu
verfolgen. Abzuwarten ist, wie
standhaft er bleibt, wenn
bezüglich derDeponie der
juristische Schlagabtausch
übermehrere Instanzen droht.
Und auch, wie kreativ sich
Initianten undKanton zeigen,
wenn es darumgeht, einen
alternativenDeponiestandort
zu suchen.

Noël Binetti
noel.binetti@chmedia.ch

Soll, wenn es nach dem Gemeinderat geht, idyllisch und ohne Aufschüttung mittels Förderband bleiben:
das Dulliker Rütitäli. Bild: Bruno Kissling

«Wirmöchten
weiterhin
Gespräche
führen.»

Klaus Juch
Cargo Sous Terrain

AEW ist zuversichtlich – trotz Anti-Windpark-Burg-Initiative
Die neueMehrheitsaktionärin desWindkraft-Projekts bei Kienberg äussert sich zu lanciertenGemeinde- undWaldschutz-Initiativen.

Dennis Kalt

UmdieGesetzgebung fürerneu-
erbareEnergienwirdderzeit ge-
rungen.Mehrfach. Da ist einer-
seitsdasReferendumgegenden
Mantelerlass, der mit dem Be-
schleunigungserlassdasVerfah-
ren für Planung und Bau von
Kraftwerken für erneuerbare
Energien vereinfachen und
straffen soll.

Andererseits stehen dazu
konträr zwei lancierte Initiati-
ven,mit denen derWaldschutz
sowie die Mitbestimmung auf
kommunaler Ebene beim Bau
von Windenergieanlagen
(WEA) gesichertwerden sollen.
DieAEWEnergieAGbeobach-

tet das politische Geschehen
genau. Das Unternehmen ist
seit Herbst Mehrheitsaktionä-
rin der Windpark Burg AG, die
in Kienberg vier Windenergie-
anlagen (WEA) und eine fünfte
auf der Burgmatte in Oberhof
plant.

SchutzdesWaldesauchohne
Initiativeberücksichtigt
Es ist dabei vor allemdieWald-
schutz-Initiative, die wie ein
Damokles-Schwert über dem
Windpark hängt. Die Initiative
will WEA imWald oder im Ab-
stand von weniger als 150 Me-
tern zumWald verbieten. «Die
Anlagen des Windparks Burg
liegen zwar nicht imWald, eini-

ge Anlagen sind jedoch näher
als 150 Meter zum Waldrand
geplant. Das würde den Bau
verunmöglichen», sagt AEW-
Sprecherin Yvonne Kohler. Die
AEW macht keinen Hehl dar-
aus, dass sie dieWaldschutz-In-
itiative für überflüssig hält. Vie-
le weitere Windpark-Projekte
seien von dieser betroffen, aber
jeder Windpark durchlaufe be-
reits heute eine umfangreiche
Umweltverträglichkeitsprüfung,
in der die Auswirkungen der
Anlagen auf die Umwelt und
insbesondere den Wald unter-
sucht werden, so Kohler.
«Durch diese detailliertenVor-
untersuchungen ist die AEW
überzeugt, dass der Schutz der

Umwelt und desWaldes imho-
henMasse in derWindparkpla-
nung berücksichtigt wird.»

Anders beurteilt AEW die
sogenannte Gemeindeschutz-
Initiative.Diesewill kommuna-
le Abstimmungen in Standort-
gemeinden von Windkraftpro-
jekten verfassungsmässig
verankern. «Die Akzeptanz der
Bevölkerung der Standortge-
meinden ist auch für die AEW
von zentraler Bedeutung. Die
AEW versteht deshalb den
Wunsch der Initiative», sagt
Kohler. Es liege ebenfalls im In-
teressederAEW,dieUnterstüt-
zung der Gemeinden zu erhal-
ten undmit ihnen einvernehm-
lich zu kooperieren.

DerMantelerlass, gegendendas
Referendum ergriffen wurde,
kommt am 9. Juni an die Urne.
Gemäss AEW hätten aber so-
wohl der Mantel- wie auch der
Beschleunigungserlass kaum
nochAuswirkungenaufdenBau
desWindparks Burg. «Das Pro-
jekt ist schon sehr fortgeschrit-
ten. Auch hat eine Standortge-
meinde bereits über denWind-
park abgestimmt», so Kohler.

AEWist zuversichtlich,
dassgebautwerdenkann
Insgesamt zeigt sich die AEW
zuversichtlich, dass der Wind-
park nach der Abstimmung in
Oberhof gebaut werden kann.
KienbergsBevölkerunghat sich

bereits 2018 für den Windpark
Burgausgesprochen.«DieFach-
stellen der beiden Kantone ha-
ben die Dossiers unabhängig
voneinandergeprüft unddieZu-
stimmung zur Baubewilligung
in Aussicht gestellt», so Kohler.

ZudemzeigtenMantel- und
Beschleunigungserlass, dassder
GesetzgeberdieNotwendigkeit
vonMassnahmenerkannthabe,
den Bau von Wind- und Solar-
energieanlagen zu beschleuni-
gen. «Aufgrunddessen unddes
Zuspruchs der Kantone Aargau
und Solothurn sowie der Stand-
ortgemeindeKienberg stellt sich
aus Sicht der AEW die Frage,
denWindpark nicht zu realisie-
ren, nicht», sagt Kohler.


